
 

 

 

KOA 1.193/21-018 

Bescheid 

I. Spruch

Der Antrag von A vom 10.12.2020 auf Zulassung zur Veranstaltung eines Hörfunkprogrammes unter 

Zuordnung der Übertragungskapazitäten „A 103 (Jodok) 99,5 MHz“ und „A 103 (Jodok) 103,0 MHz“ 

zur Veranstaltung von Hörfunk wird gemäß § 13 Abs. 3 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 

1991 (AVG), BGBl. Nr. 51/1991 idF BGBl. I Nr. 58/2018, wegen Nichterfüllung des 

Mängelbehebungsauftrages zurückgewiesen. 

II. Begründung 

1. Gang des Verfahrens und entscheidungsrelevanter Sachverhalt 

Mit Schreiben vom 10.12.2020, bei der KommAustria am selben Tag eingelangt, beantragte A die 

Zulassung zur Veranstaltung eines Hörfunkprogramms unter Zuordnung der 

Übertragungskapazitäten „A 103 (Jodok) 99,5 MHz“ und „A 103 (Jodok) 103,0 MHz“ zur 

Veranstaltung von Hörfunk.  

Mit Schreiben vom 14.01.2021 erteilte die KommAustria dem Antragsteller einen 

Mängelbehebungsauftrag gemäß § 13 Abs. 3 AVG, in welchem ihm unter Hinweis auf § 12 Abs. 2 

iVm §§ 5 und 7 bis 9 Privatradiogesetz (PrR-G), BGBl. I Nr. 20/2001 idF BGBl. I Nr. Nr. 150/2020, 

aufgetragen wurde, nachstehende Angaben nachzureichen sowie Unterlagen vorzulegen: 

1. einen Staatsbürgerschaftsnachweis bzw. eine Passkopie, 

2. eine Offenlegung eventuell bestehender Treuhandverhältnisse oder eine Erklärung, dass 

solche nicht vorliegen, 

3. eine Offenlegung sämtlicher Rechtsbeziehungen zu anderen Hörfunkveranstaltern, 

4. ein vollständiges technisches Konzept, bestehend aus jeweils einem vollständig ausgefüllten 

technischen Anlageblatt, einem Horizontal- sowie Vertikaldiagramm, einem 

Systemberechnungsblatt, und einer Darstellung der Versorgungswirkung der beantragten 

Übertragungskapazität, 

5. Angaben zur technischen Reichweite (Wohnbevölkerung), 

6. Angaben zu den fachlichen, finanziellen und organisatorischen Voraussetzungen für eine 

regelmäßige Veranstaltung und Verbreitung des geplanten Programms, insbesondere  

a. zur Glaubhaftmachung der fachlichen Voraussetzungen 
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• eine Darstellung der Ausbildung und des beruflichen Werdegangs sowie 

gegebenenfalls medienspezifische Erfahrungen der hauptberuflich im geplanten 

Hörfunkbetrieb tägigen Mitarbeiter; und 

• eine Darstellung des Beschäftigungsumfangs der fachlich dargestellten Mitarbeiter, 

b. zur Glaubhaftmachung der finanziellen Voraussetzungen  

• einen Businessplan für zumindest die nächsten fünf Jahre und/oder  

• eine schriftliche Finanzierungszusage der B GmbH für die kommenden Jahre zur 

Abdeckung aller Investitionen und Anlaufkosten, sowie 

• Angaben zur erwarteten Tagesreichweite, 

c. zur Glaubhaftmachung der organisatorischen Voraussetzungen  

• Angaben zur vorgesehenen Struktur des Veranstalters, insbesondere inwieweit 

bereits getroffene oder vorbereitete Dispositionen im Hinblick auf die tatsächliche 

Etablierung als Veranstalter (z.B. Anmietung von Studioräumlichkeiten, 

Personalplanung, Vermarktungskonzepte etc.) bestehen, 

7. ein Programmkonzept und -schema, das insbesondere Angaben zu folgenden Punkten 

umfasst: 

a. ob es sich um ein Voll-, Sparten- oder Fensterprogramm handelt, 

b. zur Einhaltung der Programmgrundsätze nach § 16 PrR-G, 

c. zum geplanten Wort- und Musikanteil, 

d. zum Umfang eigengestalteter Programmteile und der Anteile übernommener 

Programmteile, 

e. zu Umfang und Art von Informations-, Unterhaltungs- und Servicesendungen, 

f. zum Umfang (live) moderierter sowie voraufgezeichneter Programmteile, 

g. zu jenen Programmteilen, die in besonderer Weise auf das Leben im Versorgungsgebiet 

abzielen (Lokalität/Regionalität), sowie 

8. das in Aussicht genommenen Redaktionsstatuts, sofern fünf oder mehr redaktionelle 

Mitarbeiter beschäftigt werden (sollen). 

Für die Behebung des Mangels wurde eine Frist von drei Wochen ab Zustellung des Schreibens 

gesetzt. Weiters wurde seitens der KommAustria darauf hingewiesen, dass nach fruchtlosem Ablauf 

dieser Frist der Antrag zurückgewiesen wird. 

Außerdem erging mit selben Schreiben an den Antragsteller ein Ergänzungsersuchen gemäß § 5 

Abs. 4 PrR-G, in welchem er aufgefordert wurde, Angaben nach § 3 Abs. 1 PrR-G zum Sitz des 

Hörfunkveranstalters und zum Ort, an dem die redaktionellen Entscheidungen über das 

Programmangebot getroffen werden sowie eine Darstellung der nachweislich angefallenen 

finanziellen Aufwendungen für das technische Konzept nachzureichen, sämtliche 

Rechtsbeziehungen zu Unternehmen im Medienbereich mit Ausnahme von Hörfunkveranstaltern 

und zu Gebietskörperschaften offenzulegen, und eine Vollständigkeitserklärung dahingehend 

abzugeben, dass die Angaben zu den Voraussetzungen gemäß §§ 7 bis 9 PrR G vollständig und 

wahrheitsgemäß gemacht wurden. 

Das betreffende Poststück der KommAustria wurde am 19.01.2021 durch Hinterlegung zugestellt. 

Es langte bis zum heutigen Tag keine Stellungnahme des Antragstellers ein.  
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2. Beweiswürdigung 

Die Feststellungen zum Antragsteller gründen auf dem eingebrachten Antrag vom 10.12.2020. 

Die Feststellung der Zustellung des Mängelbehebungsauftrages sowie zum dadurch ausgelösten 

Beginn der Mängelbehebungsfrist beruhen auf dem der KommAustria übermittelten Rückschein. 

Die Feststellung, dass keine Stellungnahme des Antragstellers bei der KommAustria einlangte, 

ergibt sich aus den Akten der KommAustria. 

3. Rechtliche Beurteilung 

Die KommAustria ist die gemäß § 1 KommAustria-Gesetz (KOG), BGBl. I Nr. 32/2001 idF BGBl. I 

Nr. 10/2021, zur Verwaltungsführung und Besorgung der Regulierungsaufgaben im Bereich der 

elektronischen Audiomedien und der elektronischen audiovisuellen Medien eingerichtete 

Regulierungsbehörde und entscheidet gemäß § 2 Abs. 1 Z 1 KOG über Zuordnungs- und 

Zulassungsverfahren nach dem PrR-G. 

§ 5 PrR-G lautet: 

„Antrag auf Zulassung 

§ 5. (1) Anträge auf Erteilung einer Zulassung können jederzeit, sofern nicht § 13 zur Anwendung 

kommt, bei der Regulierungsbehörde eingebracht werden. 

(2) Anträge auf Erteilung einer Zulassung haben jedenfalls zu enthalten: 

1. bei juristischen Personen und Personengesellschaften die Satzung oder den 

Gesellschaftsvertrag; 

2. Nachweise über die Erfüllung der in den §§ 7 bis 9 genannten Voraussetzungen; 

3. eine Darstellung über die für die Verbreitung des Programms vorgesehenen 

Übertragungswege: 

a) im Fall von analogem terrestrischem Hörfunk: eine Darstellung der für die Verbreitung 

geplanten Übertragungskapazitäten, insbesondere den geplanten Sendestandort, die 

geplante Frequenz, die Sendestärke und die Antennencharakteristik; 

b) im Fall von digitalem terrestrischem Hörfunk: insbesondere Nachweise über das Vorliegen 

von Vereinbarungen über die Nutzung von Übertragungskapazitäten eines Multiplex-

Betreibers für den Fall der Zulassungserteilung sowie Angaben über das versorgte Gebiet; 

c) im Fall des Satellitenhörfunks: Angaben, über welchen Satelliten und welche Erd-Satelliten-

Sendestationen das Programm verbreitet werden soll, Angaben über das versorgte Gebiet 

sowie Angaben darüber, dass der Antragsteller bereits Vereinbarungen zur Nutzung dieses 

Satelliten mit dem Satellitenbetreiber für den Fall der Zulassungserteilung getroffen hat; 

(3) Der Antragsteller hat zusammen mit dem Nachweis der Zulassungsvoraussetzungen gemäß 

Abs. 2 glaubhaft zu machen, dass er fachlich, finanziell und organisatorisch die Voraussetzungen für 

eine regelmäßige Veranstaltung und Verbreitung des geplanten Programms erfüllt und dass die 

Programmgrundsätze gemäß § 16 eingehalten werden, dies insbesondere durch Vorlage eines 
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Programmkonzepts und des geplanten Programmschemas sowie des vom Zulassungswerber in 

Aussicht genommenen Redaktionsstatutes. 

(4) Die Regulierungsbehörde kann den Antragsteller im Zuge der Prüfung des Antrages zur 

Ergänzung seiner Angaben auffordern und insbesondere eine Offenlegung der 

Eigentumsverhältnisse sowie der Rechtsbeziehungen zu Gebietskörperschaften, 

Hörfunkveranstaltern und Unternehmen im Medienbereich verlangen. 

(5) Der Antragsteller hat die zum Zeitpunkt der Antragstellung um eine Zulassung bestehenden 

Eigentums- oder Mitgliederverhältnisse zusammen mit dem Antrag sowie alle diesbezüglichen 

Änderungen unverzüglich, spätestens aber 14 Tage ab Rechtswirksamkeit der Abtretung oder 

Anteilsübertragung der Regulierungsbehörde mitzuteilen. Stehen Anteile des Antragstellers im 

direkten oder indirekten Eigentum von Kapitalgesellschaften, Personengesellschaften oder 

Genossenschaften, so sind auch deren Eigentumsverhältnisse bekannt zu geben, 

Treuhandverhältnisse sind offen zu legen. Diese Verpflichtungen lassen andere gesetzliche 

Offenlegungspflichten unberührt.“ 

§§ 7 bis 9 PrR-G lauten: 

„Hörfunkveranstalter 

§ 7. (1) Hörfunkveranstalter oder ihre Mitglieder müssen österreichische Staatsbürger oder 

juristische Personen oder Personengesellschaften des Handelsrechts mit Sitz im Inland sein. 

(2) Ist der Hörfunkveranstalter in der Rechtsform einer Kapitalgesellschaft, Personengesellschaft 

oder Genossenschaft organisiert, dürfen höchstens 49 vH der Anteile im Eigentum Fremder oder im 

Eigentum von juristischen Personen oder Personengesellschaften stehen, die unter der einheitlichen 

Leitung eines Fremden oder eines Unternehmens mit Sitz im Ausland stehen oder bei welchem 

Fremde oder juristische Personen oder Personengesellschaften mit Sitz im Ausland die in § 244 Abs. 

2 in Verbindung mit Abs. 4 und 5 des Unternehmensgesetzbuches, dRGBl. S 219/1897, angeführten 

Einflussmöglichkeiten haben. 

(3) Angehörige von Vertragsparteien des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum sind 

österreichischen Staatsbürgern, juristische Personen und Personengesellschaften mit Sitz im 

Hoheitsgebiet einer Vertragspartei des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum sind 

solchen mit Sitz im Inland gleichgestellt. 

(4) Aktien haben auf Namen zu lauten. Treuhandverhältnisse sind offen zu legen. Treuhändisch 

gehaltene Anteile werden Anteilen des Treugebers gleichgehalten. Anteile einer Privatstiftung nach 

dem Privatstiftungsgesetz, BGBl. Nr. 694/1993, werden Anteilen des Stifters gleichgehalten, sofern 

dem Stifter auf Grund faktischer Verhältnisse ein Einfluss auf die Tätigkeit der Stiftung zukommt, der 

einem in § 9 Abs. 4 Z 1 angeführten Einfluss vergleichbar ist. Diese Bestimmung gilt auch für 

ausländische Rechtspersonen, die einer Stiftung gleichzuhalten sind. 
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Ausschlussgründe 

§ 8. Von der Veranstaltung von Hörfunk nach diesem Bundesgesetz ausgeschlossen sind: 

1. juristische Personen des öffentlichen Rechts, mit Ausnahme von gesetzlich anerkannten Kirchen 

und Religionsgesellschaften und des Bundesministeriums für Landesverteidigung zum Zweck 

des Betriebes eines Informationssenders für Soldaten, insbesondere in einem Einsatzfall gemäß 

§ 2 Abs. 1 lit. a bis d des Wehrgesetzes 2001, BGBl. I Nr. 146, 

2. Parteien im Sinne des Parteiengesetzes, 

3. den Österreichischen Rundfunk, 

4. ausländische Rechtspersonen, die den in Z 1 bis 3 genannten Rechtsträgern gleichzuhalten sind, 

und 

5. juristische Personen oder Personengesellschaften, an denen die in Z 1 bis 4 genannten 

Rechtsträger unmittelbar beteiligt sind. 

Beteiligungen von Medieninhabern 

§ 9. (1) Eine Person oder Personengesellschaft kann Inhaber mehrerer Zulassungen für analogen 

terrestrischen Hörfunk sein, solange sich die von den Zulassungen umfassten Versorgungsgebiete 

nicht überschneiden. Ferner dürfen sich die einer Person oder Personengesellschaft zuzurechnenden 

analogen terrestrischen Versorgungsgebiete nicht überschneiden. Weiters kann eine Person oder 

Personengesellschaft Inhaber mehrerer Zulassungen für digitalen terrestrischen Hörfunk sein, 

solange sich nicht mehr als zwei von den Zulassungen umfasste Versorgungsgebiete überschneiden. 

Ferner dürfen sich nicht mehr als zwei einer Person oder Personengesellschaft zuzurechnenden 

digitalen terrestrischen Versorgungsgebiete überschneiden. Ein Versorgungsgebiet ist einer Person 

dann zuzurechnen, wenn sie bei einem Zulassungsinhaber unmittelbar über Beteiligungen oder 

Einflussmöglichkeiten im Sinne des Abs. 4 Z 1 verfügt. 

(2) Die Einwohnerzahl in den einem Medienverbund zuzurechnenden analogen 

Versorgungsgebieten darf zwölf Millionen nicht überschreiten, wobei die Einwohnerzahl in den einer 

Person oder Personengesellschaft des Medienverbundes zuzurechnenden analogen 

Versorgungsgebieten acht Millionen nicht überschreiten darf. Für die Zwecke dieses Absatzes ist ein 

Versorgungsgebiet einem Medienverbund dann zuzurechnen, wenn eine Person oder 

Personengesellschaft des Medienverbundes selbst Zulassungsinhaber für dieses Versorgungsgebiet 

ist oder bei einem Zulassungsinhaber unmittelbar über Beteiligungen oder Einflussmöglichkeiten im 

Sinne des Abs. 4 Z 1 verfügt. 

(3) Personen oder Personengesellschaften desselben Medienverbundes dürfen denselben Ort des 

Bundesgebietes, abgesehen von technisch unvermeidbaren Überschneidungen (spill over), 

1. mit nicht mehr als zwei analogen terrestrischen Hörfunkprogrammen, 

2. mit nicht mehr als zwei digitalen terrestrischen Hörfunkprogrammen und 

3. mit nicht mehr als einem terrestrischen Hörfunkprogramm und mit nicht mehr als einem Drittel 

der an diesem Ort empfangbaren terrestrischen Fernsehprogramme versorgen. 

(4) Als mit einem Medieninhaber verbunden gelten Personen oder Personengesellschaften, 
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1. die bei einem Medieninhaber mehr als 25 vH der Kapitalanteile oder Stimmrechte halten oder 

einen beherrschenden Einfluss haben oder über eine der in § 244 Abs. 2 in Verbindung mit Abs. 

4 und 5 des Unternehmensgesetzbuches geregelten Einflussmöglichkeiten verfügen; 

2. bei welchen eine der in Z 1 genannten Personen oder Personengesellschaften mehr als 25 vH 

der Kapitalanteile oder Stimmrechte hält oder einen beherrschenden Einfluss hat oder über eine 

der in § 244 Abs. 2 in Verbindung mit Abs. 4 und 5 des Unternehmensgesetzbuches geregelten 

Einflussmöglichkeiten verfügt; 

3. bei welchen ein Medieninhaber mehr als 25 vH der Kapitalanteile oder Stimmrechte hält oder 

einen beherrschenden Einfluss hat oder über eine der in § 244 Abs. 2 in Verbindung mit Abs. 4 

und 5 des Unternehmensgesetzbuches aufgezählten Einflussmöglichkeiten verfügt. 

Für die Zwecke dieses Absatzes ist es einer direkten Kapitalbeteiligung von mehr als 25 vH 

gleichgestellt, wenn eine oder mehrere mittelbare Beteiligungen bestehen und die Beteiligung auf 

jeder Stufe mehr als 25 vH erreicht. Beteiligungen von Medieninhabern oder von mit diesen gemäß 

diesem Absatz verbundenen Personen auf derselben Stufe sind für die Ermittlung der 25 vH Grenze 

zusammenzurechnen. 

(5) Ein Medieninhaber darf nicht Mitglied eines als Verein organisierten Hörfunkveranstalters sein.“ 

§ 12 PrR-G lautet auszugsweise: 

„Zuordnung neuer analoger Übertragungskapazitäten 

§ 12. (1) Noch nicht zugeordnete Übertragungskapazitäten kann die Regulierungsbehörde auf 

Antrag nach Maßgabe der Kriterien des § 10 und unter Berücksichtigung der topographischen 

Verhältnisse, der technischen Gegebenheiten und der internationalen fernmelderechtlichen 

Verpflichtungen Österreichs, dem Österreichischen Rundfunk, oder bestehenden 

Versorgungsgebieten von Hörfunkveranstaltern zuordnen oder für die Schaffung eines neuen 

Versorgungsgebietes heranziehen.  

(2) Ein Antrag gemäß Abs. 1 hat die technischen Parameter, insbesondere den geplanten 

Sendestandort, die geplante Frequenz, die Sendestärke und die Antennencharakteristik für die 

beabsichtigte Nutzung der Übertragungskapazität, eine Darstellung über die geplante 

Versorgungswirkung der beantragten Übertragungskapazität, sowie die nachweislich für die 

Erstellung des technischen Konzepts angefallenen Aufwendungen zu enthalten. Bezieht sich der 

Antrag auf die Verbesserung der Versorgung im Sinne des § 10 Abs. 1 Z 2, so ist darzulegen, welche 

konkreten Versorgungsmängel durch die beantragte Übertragungskapazität behoben werden 

sollen. Bezieht sich der Antrag auf Erweiterung eines bestehenden Versorgungsgebietes, so hat der 

Antrag gleichzeitig Angaben zu den Kriterien gemäß § 10 Abs. 1 Z 4 zu enthalten und darzulegen, 

welche technische Reichweite (Wohnbevölkerung) voraussichtlich mit der beantragten 

Übertragungskapazität erzielt werden kann. Bezieht sich der Antrag auf Schaffung eines neuen 

Versorgungsgebietes, so hat der Antrag gleichzeitig die Angaben gemäß § 5 zu enthalten und 

darzulegen, welche technische Reichweite (Wohnbevölkerung) voraussichtlich mit der beantragten 

Übertragungskapazität erzielt werden kann. Liegt die technische Reichweite unter 50 000 Personen, 

so hat ein Antrag auf Schaffung eines neuen Versorgungsgebietes zusätzlich Angaben zu den 

Kriterien gemäß Abs. 6 zu enthalten.“ 
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§ 13 AVG lautet auszugsweise: 

„3. Abschnitt: Verkehr zwischen Behörden und Beteiligten 

Anbringen 

§ 13. [...] 

(3) Mängel schriftlicher Anbringen ermächtigen die Behörde nicht zur Zurückweisung. Die Behörde 

hat vielmehr von Amts wegen unverzüglich deren Behebung zu veranlassen und kann dem 

Einschreiter die Behebung des Mangels innerhalb einer angemessenen Frist mit der Wirkung 

auftragen, dass das Anbringen nach fruchtlosem Ablauf dieser Frist zurückgewiesen wird. Wird der 

Mangel rechtzeitig behoben, so gilt das Anbringen als ursprünglich richtig eingebracht. 

[...]“ 

Gemäß § 13 Abs. 3 AVG ermächtigen Mängel schriftlicher Anbringen die Behörde nicht zur 

Zurückweisung. Die Behörde hat vielmehr von Amts wegen unverzüglich deren Behebung zu 

veranlassen und kann dem Einschreiter die Behebung des Mangels innerhalb einer angemessenen 

Frist mit der Wirkung auftragen, dass das Anbringen nach fruchtlosem Ablauf dieser Frist 

zurückgewiesen wird. Wird der Mangel rechtzeitig behoben, so gilt das Anbringen als ursprünglich 

richtig eingebracht. 

Dem Zulassungsantrag von A fehlten im Hinblick auf die gemäß § 5 Abs. 2 PrR-G notwendigen 

Angaben bzw. Unterlagen insbesondere Angaben zur Staatsbürgerschaft, zu eventuell bestehenden 

Treuhandverhältnissen, zu Rechtsbeziehungen zu anderen Hörfunkveranstaltern, zur technischen 

Reichweite (Wohnbevölkerung) und zu den fachlichen, finanziellen und organisatorischen 

Voraussetzungen für eine regelmäßige Veranstaltung und Verbreitung des geplanten Programms. 

Ebenso wenig beinhaltete der Antrag ein vollständiges technisches Konzept, ein Programmkonzept 

und -schema sowie das in Aussicht genommenen Redaktionsstatut. 

Auch nachdem ein Mängelbehebungsauftrag der KommAustria gemäß § 13 Abs. 3 AVG ergangen 

war, reichte der Antragsteller bis zum heutigen Tag die eben genannten, gemäß § 5 Abs. 2 PrR-G 

notwendigen Angaben bzw. Unterlagen nicht nach. 

Die dem Antragsteller aufgetragene Frist endete am 09.02.2021. Der Antragsteller hat die ihm 

gesetzte Frist zur Behebung der seinem Antrag anhaftenden Mängel ungenutzt verstreichen lassen, 

sodass spruchgemäß zu entscheiden war. 

III. Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Bescheid steht der/den Partei/en dieses Verfahrens das Rechtsmittel der Beschwerde 

gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG beim Bundesverwaltungsgericht offen. Die Beschwerde ist binnen 

vier Wochen nach Zustellung dieses Bescheides schriftlich, telegraphisch, fernschriftlich, im Wege 

automationsunterstützter Datenübertragung oder in jeder anderen technisch möglichen Weise bei 

der Kommunikationsbehörde Austria einzubringen. Die Beschwerde hat den Bescheid, gegen den 

sie sich richtet, ebenso wie die belangte Behörde, die den Bescheid erlassen hat, zu bezeichnen und 

die Gründe, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stützt, das Begehren sowie die 

Angaben zu enthalten, die erforderlich sind, um zu beurteilen, ob die Beschwerde rechtzeitig 

eingebracht wurde. 
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Für die Beschwerde ist eine Gebühr in Höhe von EUR 30,- an das Finanzamt für Gebühren, 

Verkehrssteuern und Glückspiel (IBAN: AT830100000005504109, BIC: BUNDATWW, 

Verwendungszweck: „Bundesverwaltungsgericht / KOA 1.193/21-018“, Vermerk: „Name des 

Beschwerdeführers“) zu entrichten. Bei elektronischer Überweisung der Beschwerdegebühr mit 

der „Finanzamtszahlung“ sind die Steuernummer/Abgabenkontonummer 109999102, die 

Abgabenart „EEE – Beschwerdegebühr“, das Datum des Bescheides als Zeitraum und der Betrag 

anzugeben. Die Entrichtung der Gebühr ist durch einen Zahlungsbeleg oder einen Ausdruck über 

die erfolgte Erteilung einer Zahlungsanweisung nachzuweisen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Wien, am 01. März 2021 

Kommunikationsbehörde Austria 

 

Mag. Thomas Petz, LL.M. 

(Mitglied) 

 

 


